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ANSPRACHE

DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS DR. GIOVANNI LAJOLO

 BEIM EMPFANG DES BUNDESKANZLERS 

FÜR DAS DIPLOMATISCHE CORPS 

AM 27. NOVEMBER 2002 UM 17.30 UHR IN BERLIN

1. Vielen Dank, sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Vielen Dank für Ihre Einladung, mit der Sie heute dem Diplomatischen Corps als ganzem die Gelegenheit geben, Ihnen hier zu begegnen, und für die Worte, die Sie an uns gerichtet haben.

In unserer Aufgabe, unseren Regierungen eine kompetente Bewertung der politischen Szene in diesem Land zu vermitteln, ist es für uns von großem Wert, von Ihnen, Herr Bundeskanzler, als demjenigen, der nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland die Richtlinien der Politik bestimmt, direkte Informationen zu bekommen.

2. Im Wahlkampf des vorigen Sommers haben die Parteien die Möglichkeit gehabt, die anstehenden nationalen und internationalen Probleme und ihre Vorstellungen von den bestmöglichen Lösungen darzulegen. Wir haben feststellen können, dass der Wahlkampf trotz der unvermeidlichen Härte von allen Seiten in fairer Weise geführt worden ist, was einmal mehr die demokratische Tradition und die Reife des deutschen Volkes unter Beweis gestellt hat. Zu Ihrem Erfolg, Herr Bundeskanzler, und zu dem Erfolg der von Ihnen geführten Koalition darf ich Ihnen auch im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen bei eben dieser Gelegenheit aufrichtig gratulieren. Nach den schweren Monaten des Wahlkampfes wird es jetzt darum gehen, die nicht minder schwere Alltagsarbeit mit den Verpflichtungen auf der nationalen und der internationalen Ebene fortzusetzen.

3. Mit großem Interesse, Herr Bundeskanzler, haben meine Kollegen und ich von dem inhaltsschweren Koalitionsvertrag und von Ihrer Regierungserklärung vom 29. Oktober Kenntnis genommen. In einem so großen und hochentwickelten Land wie Deutschland sind die Probleme, die sich der Regierung in Laufe des Jahres stellen, zahlreich und vielschichtig und oft eng miteinander verknüpft. Es ist aber nicht verwunderlich, dass sich die Aufmerksamkeit der Botschafter noch mehr als auf die mit Spannung erwarteten Lösungen für die innenpolitischen Probleme auf die Leitlinien der Außenpolitik gerichtet hat. Mit großer Genugtuung haben wir - ich bin sicher, das auch im Namen meiner Kollegen sagen zu dürfen - von den verschiedenen Konkretisierungen auf diesem Feld Kenntnis genommen, die Deutschland als wichtigen und verlässlichen Partner im internationalen Leben zeigen. 

Die internationale Lage ist mehr denn je durch nicht hinzunehmende krasse Unterschiede in den Lebensbedingungen gekennzeichnet. Es sind nicht wenige Regionen der Welt, in denen Armut, ja, bittere Not die Regel ist - in denen nicht das Recht regiert, sondern die Willkür. So ist es kaum verwunderlich, dass sich auf diesem Nährboden Ideologien ausbreiten, die besonders in der Jugend die Gefühle der Frustration schüren und Gewalt fördern. Einige Fragenkomplexe aus diesem Umfeld, die in Ihrer Regierungserklärung direkt angesprochen werden, möchte ich hier ausdrücklich würdigen: 

Ich darf zunächst hervorheben, dass - wie Sie erklärt haben - Ihre Regierung in ihrer internationalen Verantwortung dafür eintritt, „dass mit der Globalisierung der Märkte eine Globalisierung der Menschenrechte einhergehen muss“, und ebenso, dass Sie die Finanzierungsbasis für Entwicklungshilfe festgeschrieben haben und bis zum Jahre 2006 eine Quote von 0,33 Prozent des Bruttosozialprodukts für die Entwicklungszusammenarbeit umsetzen werden, was einen nicht unwichtigen Schritt auf die von den Vereinten Nationen geforderten 0,7 Prozent bedeutet.

Ein anderer Punkt ist der Kampf gegen den internationalen Terrorismus, der nicht nur mit repressiven Mitteln geführt werden sollte, sondern auch - ich darf Sie wieder zitieren - „durch präventive Konfliktregelung, durch Schaffung sozialer und ökologischer Sicherheit, durch ökonomische Zusammenarbeit und durch das Eintreten für Menschen- und Minderheitenrechte“. 

Von ganz besonderem und - leider - von noch immer aktuellem Interesse, Herr Bundeskanzler, sind auch Ihre Ausführungen, die den Nahen und Mittleren Osten betreffen. Sie liegen in der Linie Ihrer bisherigen Bemühungen, einen Krieg im Irak zu vermeiden und die Spirale von Terror und Gewalt im israelisch-palästinensischen Konflikt zu beenden. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei dem Anliegen der Abrüstung unter internationaler Kontrolle. Die Völkergemeinschaft steht hier noch ganz am Anfang eines langen und schwierigen Weges.

Neben der Einbindung Deutschlands in die transatlantische Gemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika und in die vor der Erweiterung stehende Europäische Union bezeichnet der Koalitionsvertrag als dritte Säule der deutschen Außenpolitik die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik, die wichtige Beiträge zur Intensivierung des internationalen kulturellen Dialogs auf allen Ebenen leisten und so Menschenrechte und Demokratie unterstützen soll. 

Sie dürfen sicher sein, Herr Bundeskanzler, dass Sie in uns, den in Deutschland akkreditierten Botschaftern, bei der Verwirklichung so großer Ziele überzeugte und engagierte Verbündete haben.

4. Herr Bundeskanzler, bekanntlich dienen Regierungsprogramme dazu, die Zukunft besser zu gestalten, als die Gegenwart ist. Wir wissen aber schon in voraus, dass die Zukunft nicht nur sonnige, sondern auch regnerische, ja sogar stürmische Tage für uns aufbewahrt. Wenn die harten Tage kommen, dann möge Deutschland wieder eine so beispielhafte Solidarität - vor allem seitens der Jugend - erleben, wie es sie während der großen Flutkatastrophe im Sommer erlebt hat. Selbstverständlich wünschen wir Ihnen und Ihrer Regierung und dem ganzen deutschen Volk - um im Bild zu bleiben - möglichst durchgängig hochsommerliches Wetter auf nationaler wie auf internationaler Ebene. Spannungsfreie und kooperative Beziehungen auf der internationalen Ebene begünstigen die innere Entwicklung eines Landes, und ein innerlich befriedetes und prosperierendes Land kann auch zugunsten von Ländern mit weniger günstigen Vorgaben in wirksamer und überzeugender Weise eine hilfreiche Rolle spielen.

Mögen durch das Wirken Ihrer Regierung alle gutwilligen Kräfte in Deutschland sich in ihrem Einsatz für das Allgemeinwohl gefördert fühlen und - mit Gottes Segen - um so wirksamer zu ihm beitragen.

